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„Präambel

Das Studium soll wirtschaftsjuristische Kenntnisse und Fähigkeiten
auf wissenschaftlichem Niveau so vermitteln, dass die Absolventen
diese in Beziehung zu betrieblichen Abläufen setzen können. Überge-
ordnetes Lernziel ist die Entwicklung der Fähigkeit, die juristische
Denkweise und Begrifflichkeit zu verstehen, mit dem Ziel, übergrei-
fende Lösungsansätze erarbeiten zu  können.“

2. § 2 wird wie folgt gefasst:

„(1) Voraussetzung für die Zulassung zum Studium ist ein erfolgreich
abgeschlossenes Hochschulstudium der Wirtschafts- oder Sozial -
wissenschaften bzw. des Wirtschaftsingenieurwesens sowie eine min-
destens einjährige einschlägige Berufstätigkeit vor dem Studium.

(2) Eine Berufstätigkeit ist dann als einschlägig zu betrachten, wenn
die beruflichen rechtsnahen Erfahrungen eine Vertiefung in Richtung
der Zielsetzung dieses Studiengangs im Sinne der Präambel nahe
legen.

(3) In begründeten Ausnahmefällen können auch Hochschulab -
schlüsse in anderen Studiengängen vom Präsidenten/von der Präsi -
dentin des Juristischen Prüfungsamtes als gleichwertig anerkannt
werden, wenn dort gleichfalls Einschlägigkeit im Sinne von Absatz 2
vorliegt.

(4) Von der Zulassung ausgenommen ist, wer bereits ein rechtswis-
senschaftliches Studium in der Bundesrepublik Deutschland oder den
Bachelor-Studiengang „Wirtschaft und Recht“ an der Universität des
Saar landes oder ein gleichartiges Studium erfolgreich abgeschlossen
hat. Über die Gleichartigkeit entscheidet der Prüfungsausschuss.“

3. § 4 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung:

„vier Kurse aus dem Bereich des Bürgerlichen Rechts, mit insolvenz-
rechtlichen Anteilen;

4. § 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„Die Regelstudienzeit des Studiengangs einschließlich der Prüfungs -
zeit beträgt vier Semester im Teilzeitstudium. Die ersten drei Semester
umfassen jeweils fünf Kurse, im dritten Semester ist eine Hausarbeit,
im vierten Semester ist die Masterarbeit anzufertigen; im Einzelnen ist
das Studium wie folgt gegliedert: 

1. Semester 

– Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Einführung in das juristische
Denken und Arbeiten (1 CP) 
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Ordnung 
zur Änderung der Studien- und Prüfungsordnung für den

Master-Fernstudiengang „Wirtschaftsrecht für die
Unternehmenspraxis“

der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der
Universität des Saarlandes und des Fachbereichs

Wirtschaftswissenschaften
der Technischen Universität Kaiserslautern

Vom 8. November 2007

Der Abteilungsausschuss der Abteilung Rechtswissenschaft der Rechts-
und Wirt schaftswis senschaftlichen Fakultät der Universität des Saarlandes
hat auf Grund von § 23 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 und Abs. 4 Satz 1 sowie § 59
Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes Nr. 1556 über die Universität des Saarlandes
(Universitätsgesetz – UG) vom 23. Juni 2004, zuletzt geändert durch das
Gesetz vom 12. Juli 2006 (Amtsbl. S. 1226), und § 2 Abs. 1 der Ordnung
über die Einsetzung beschließender Ausschüsse in der Rechts- und Wirt -
schaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität des Saarlandes vom
18. Oktober 2006 (Dienstbl. S. 482) auf der Grundlage der Rahmen prü -
fungs ordnung der Universität des Saarlandes für Bachelor- und Master -
studiengänge (BMRPO) vom 15. Dezember 2004 (Dienstbl. 2005 S. 74)
sowie des Kooperationsvertrages zwischen der Technischen Universität
Kaiserslautern und der Universität des Saarlandes vom 9. Mai 2006 mit
Zustimmung des Senats der Universität des Saarlandes und des Univer -
sitätspräsidiums folgende Ordnung zur Änderung der Studien- und Prü -
fungs ordnung für den Master-Fernstudiengang „Wirtschaftsrecht für die
Unter nehmenspraxis“ der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen
Fakultät der Universität des Saarlandes und des Fachbereichs Wirtschafts -
wissenschaften der Technischen Universität Kaiserslautern erlassen, die
hiermit verkündet wird:

Artikel 1

Die Studien- und Prüfungsordnung für den Master-Fernstudiengang „Wirt -
schaftsrecht für die Unternehmenspraxis“ vom 15. Dezember 2005
(Dienstbl. 2006, S. 112) wird wie folgt geändert:

1. Der Studien- und Prüfungsordnung soll folgende Präambel vorange-
stellt werden:
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6. In § 5 Abs. 3 wird in dem Klammerzusatz das Wort „und“ gestrichen
und hinter das Wort „Klausuren“ werden ein Komma und das „Wort
„Hausarbeit“ eingefügt.

7. In § 7 Abs. 2 werden die Wörter „Abschlussklausur und die“ ge -
strichen.

8. § 7 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„Aufgrund der bestandenen Masterprüfung wird der akademische
Grad „Master in Commercial Law“ – abgekürzt: „LL.M. (Com.)“ – ver-
liehen.“

9. § 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„Zur Masterprüfung wird auf Antrag zugelassen, wer das ordnungs-
gemäße Studium des Master-Studiengangs nachweist.“

10. In § 10 Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „und zur Abschlussklausur“
gestrichen“.

11. In § 10 Abs. 4 wird Nr. 2 gestrichen; die bisherigen Nr. 3 bis 5 werden
in der Zählung entsprechend angepasst.

12. In § 10 Abs. 4 Nr. 3 wird die Zahl „29“ durch die Zahl „31“ ersetzt.

13. In § 10 Abs. 4 wird folgende neue Nr. 4 eingefügt:

„Zeugnis über die erfolgreiche Bearbeitung der Hausarbeit;“.

14. In § 11 Abs. 1 wird das Wort „Prüfungsausschuss“ durch die Wörter
„Präsident/die Präsidentin des Juristischen Prüfungsamtes“ ersetzt.

15. § 11 wird um folgenden Absatz 7 ergänzt:

„Durch die Anerkennung von Leistungen dürfen insgesamt nicht mehr
als 15 Leistungspunkte während des gesamten Studiums erlangt wer-
den.“

16. § 12 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„Für die Masterprüfung werden neben dem Ergebnis der Masterarbeit
auch die Ergebnisse der beiden Klausuren aus dem ersten und zwei-
ten Semester sowie das Ergebnis der Hausarbeit herangezogen. Die
Noten dieser Klausuren und die Note der Hausarbeit gehen in die
Berechnung der Gesamtnote ein.“

17. In § 12 Abs. 2 werden die Wörter „die Abschlussklausur und“ sowie
das Wort „jeweils“ gestrichen und das Wort „wurden“ wird durch das
Wort „wurde“ ersetzt.
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– Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Begründung von Rechten
und Pflichten durch Rechtsgeschäft (2 CP) 

– Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Abwicklung und Störung von
Verträgen am Beispiel des Kaufvertrages (2 CP) Präsenzver an -
staltung mit Klausur (4 CP) 

– Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Handels- und Gesellschafts -
recht (4 CP) 

– Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Grenzüberschreitende Ver -
träge (2 CP) 

2. Semester 

– Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Individualarbeitsrecht (2 CP)
Präsenzveranstaltung mit Klausur (4 CP) 

– Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Kollektivarbeitsrecht (2 CP) 

– Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Kredit und Kreditsicherung
(2 CP) 

– Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Wirtschaftsverwaltungsrecht
(2 CP) 

– Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Steuerrecht (2 CP) 

3. Semester 

– Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Wirtschaftsrecht (2 CP) 

– Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Internetrecht (2 CP) 

– Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Wirtschaftsstraf- und -ord-
nungswidrigkeitenrecht (2 CP) 

– Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): „Was kann wie geschützt
werden?“ (2 CP) 

– Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Der Unternehmer als Man -
dant bei wirtschaftsrechtlichen Gestaltungen und Streitigkeiten
(2 CP) 

– Hausarbeit zu den Themen des dritten Studiensemesters mit Prä -
senz veranstaltung (5 CP) 

4. Semester 

– Anfertigung der Masterarbeit (15 CP) 

– Präsenzveranstaltung mit Vorbereitung auf die Masterarbeit (1 CP)“

5. § 5 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„Im gesamten Studium sind 60 Leistungspunkte zu erlangen; ein
Leistungspunkt entspricht einem Studienaufwand von 30 Stunden.“
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Artikel 2

(1) Diese Ordnung tritt am 1. Oktober 2008 in Kraft. Sie gilt nicht für dieje-
nigen Studierenden, die ihr Studium vor dem 1. Oktober 2008 begonnen
haben.

(2) Nach In-Kraft-Treten dieser Studienordnung kann der nach der Studien-
und Prüfungsordnung vom 15. Dezember 2005 (Dienstblatt 2006 Nr. 11,
S. 112) verliehene Titel „Master of Laws (Wirtschaft)“ – abgekürzt: „LL.M.
(Oec.)“ – in den Titel „Master in Commercial Law“ – abgekürzt: „LL.M.
(Com)“ – umgeschrieben werden.

(3) Der Universitätspräsident wird ermächtigt, die Studien- und Prü fungs -
ordnung für den Master-Fernstudiengang „Wirtschaftsrecht für die Unter -
nehmenspraxis“ neu bekannt zu machen.

Saarbrücken, 2. Juni 2008

Der Universitätspräsident
Univ.-Prof. Dr. Volker Linneweber
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18. § 12 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Für die Bewertung der Prüfungsleistung und der prüfungsrelevanten
Studienleistungen (Klausuren in den ersten beiden Semestern,
Hausarbeit) werden folgende Noten verwendet:“.

19. In § 12 Abs. 4 werden die Wörter „die Abschlussklausur oder“ ge -
strichen.

20. § 12 Abs. 6 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Zur Ermittlung der Gesamtnote der Masterprüfung wird das arithme-
tische Mittel der Noten der Klausuren der ersten beiden Semester
sowie der Hausarbeit und der Masterarbeit gebildet.“

21. § 13 erhält folgende Fassung:

„Die Bearbeitungszeit für die Hausarbeit beträgt nach Festlegung
durch den Aufgabensteller/die Aufgabenstellerin mindestens vier und
höchstens sechs Wochen.“

22. In § 14 Abs. 9 werden vor dem Punkt am Satzende folgende Worte
eingefügt:

„und dass er weder diese Arbeit noch Teile davon bereits an anderer
Stelle zu Prüfungszwecken eingereicht hat“.

23. In § 14 Abs. 10 Satz 1 wird das Wort „Exemplaren“ durch die Worte
„Druckexemplaren und einer digitalen Fassung (RTF-Format)“ ersetzt.

24. In § 15 Abs. 1 werden hinter dem Wort „Klausuren“ ein Komma und
die Wörter „der Hausarbeit“ eingefügt.

25. § 18 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Ist die Masterprüfung bestanden, erhält der Absolvent/die Absolventin
innerhalb eines Monats ein Zeugnis, das die Note der Masterarbeit,
der Hausarbeit und der zwei studienbegleitenden Klausuren sowie die
Gesamtnote der Masterprüfung enthält.“

26. § 18 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„Gleichzeitig mit dem Zeugnis der Masterprüfung wird dem Absol -
venten/der Absolventin eine Urkunde über die Verleihung des akade-
mischen Grades eines „Master in Commercial Law – LL.M. (Com.)“
mit dem Datum des Zeugnisses ausgehändigt, die die Gesamtnote
der Masterprüfung enthält. Die Urkunde wird von dem Dekan/der
Dekanin der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der
Universität des Saarlandes unterzeichnet und mit dem Fakultätssiegel
versehen. Mit der Urkunde wird dem Absolventen/der Absolventin der
Grad eines „Master in Commercial Law – LL.M. (Com.)“ verliehen.“
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Studien- und Prüfungsordnung für den Master-
Fernstudiengang

„Wirtschaftsrecht für die Unternehmenspraxis“
der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 

der Universität des Saarlandes und 
des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaften 
der Technischen Universität Kaiserslautern

in der Fassung der Änderungsordnung 

Vom 8. November 2007

Der Abteilungsausschuss der Abteilung Rechtswissenschaft der Rechts-
und Wirt schaftswis senschaftlichen Fakultät der Universität des Saarlandes
hat auf Grund von § 23 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 und Abs. 4 Satz 1 sowie § 59
Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes Nr. 1556 über die Universität des Saarlandes
(Universitätsgesetz – UG) vom 23. Juni 2004, zuletzt geändert durch das
Gesetz vom 12. Juli 2006 (Amtsbl. S. 1226), und § 2 Abs. 1 der Ordnung
über die Einsetzung beschließender Ausschüsse in der Rechts- und Wirt -
schafts wissenschaftlichen Fakultät der Universität des Saarlandes vom
18. Oktober 2006 (Dienstbl. S. 482) auf der Grundlage der Rahmenprü -
fungs ordnung der Universität des Saarlandes für Bachelor- und Master -
studiengänge (BMRPO) vom 15. Dezember 2004 (Dienstbl. 2005 S. 74)
sowie des Kooperations vertrages zwischen der Technischen Universität
Kaiserslautern und der Universität des Saarlandes vom 9. Mai 2006 mit
Zustimmung des Senats der Universität des Saarlandes und des Univer si -
täts präsidiums fol gende Studien- und Prüfungsordnung für den Master-
Fern studiengang „Wirtschafts recht für die Unternehmenspraxis“ der
Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität des
Saarlandes und des Fachbereichs Wirtschaftswissen schaften der Techni -
schen Universität Kaiserslautern erlassen, die hiermit verkündet wird:

Präambel

Das Studium soll wirtschaftsjuristische Kenntnisse und Fähigkeiten auf
wissen schaftlichem Niveau so vermitteln, dass die Absolventen diese in
Beziehung zu betrieblichen Abläufen setzen können. Übergeordnetes
Lern ziel ist die Entwicklung der Fähigkeit, die juristische Denkweise und
Begrifflichkeit zu verstehen, mit dem Ziel, übergreifende Lösungsansätze
erarbeiten zu können.
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Bekanntmachung
der Neufassung der Studien- und Prüfungsordnung 

für den Master-Fernstudiengang „Wirtschaftsrecht für die
Unternehmenspraxis“

der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der
Universität des Saarlandes und des Fachbereichs

Wirtschaftswissenschaften
der Technischen Universität Kaiserslautern

Vom 8. November 2007

Aufgrund des Artikels 2 Absatz 2 der Ordnung zur Änderung der Studien-
und Prüfungsordnung für den Master-Fernstudiengang „Wirtschaftsrecht
für die Unternehmenspraxis“ vom 8. November 2007 wird hiermit der
Wortlaut der Studien- und Prüfungsordnung für den Master-Fern studien -
gang „Wirtschaftsrecht für die Unternehmenspraxis“ in der nunmehr gel-
tenden Fassung bekannt gemacht.

Saarbrücken, 2. Juni 2008

Der Universitätspräsident
Univ.-Prof. Dr. Volker Linneweber
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1. Abschnitt: Studienordnung

§ 3

In dem Studiengang werden die für die abschließende Masterprüfung
erforderlichen Studieninhalte vermittelt durch 

1. Fernlehrtexte, die thematisch unterschiedlichen Kursen zugeordnet
sind,

2. netzbasierte Lehrveranstaltungen (Online-Seminare) und 

3. die verpflichtende Teilnahme an einer Präsenzveranstaltung in jedem
Semester.

§ 4

(1) Das zu gewährleistende Lehrangebot umfasst folgende Module
(Kurse): 

1. vier Kurse aus dem Bereich des Bürgerlichen Rechts, mit insolvenz-
rechtlichen Anteilen;

2. zwei Kurse aus dem Bereich des Handels- und Gesellschaftsrechts
sowie des Wirtschaftsrechts; 

3. zwei Kurse aus dem Bereich des Arbeitsrechts; 

4. einen Kurs aus dem Bereich des Wirtschaftsstraf- und -ordnungs -
widrigkei tenrechts; 

5. einen Kurs aus dem Bereich des Wirtschaftsverwaltungsrechts; 

6. einen Kurs aus dem Bereich des Steuerrechts; 

7. einen Kurs aus dem Bereich des Urheber- und Patentrechts sowie des
gewerbli chen Rechtsschutzes; 

8. einen Kurs aus dem Bereich des Internetrechts; 

9. einen Kurs zu den Grundlagen und Methoden der Rechtswissen -
schaft; 

10 einen Kurs zu Problemen der Rechtsgestaltung und Rechtsdurch -
setzung. 

(2) Die Regelstudienzeit des Studiengangs einschließlich der Prüfungszeit
beträgt vier Semester im Teilzeitstudium. Die ersten drei Semester umfas-
sen jeweils fünf Kurse, im dritten Semester ist eine Hausarbeit, im vierten
Semester ist die Masterar beit anzufertigen; im Einzelnen ist das Studium
wie folgt gegliedert: 
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§ 1

(1) Diese Ordnung regelt Zugangsvoraussetzungen, Inhalt und Aufbau des
vornehm lich anwendungsorientierten weiterbildenden Master-Fernstudien -
gangs „Wirtschafts recht für die Unternehmenspraxis“ sowie den Zweck,
den Inhalt und das Verfahren der abschließenden Prüfung einschließlich
der Voraussetzungen für die Zulassung zu dieser Prüfung auf der Grund -
lage von § 52 Abs. 3, §§ 54 und 55 sowie § 59 UG. 

(2) Die Studienordnung bestimmt das für die Durchführung des Studien -
gangs zu ge währleistende Lehrangebot (§ 4). Die von den Studierenden
für einen erfolgreichen Abschluss des Studiums zu erbringenden Leistun -
gen ergeben sich aus dieser Ord nung. 

(3) Der Studienplan (§ 4 Abs. 2) enthält nähere Angaben über den zeit -
lichen Verlauf, den Gegenstand und den Umfang der einzelnen vorgese-
henen Module (Kurse). Er legt damit zugleich fest, wie viele Leistungs -
punkte durch die erfolgreiche Absolvie rung eines Kurses erworben werden
können.

§ 2

(1) Voraussetzung für die Zulassung zum Studium ist ein erfolgreich abge-
schlossenes Hochschulstudium der Wirtschafts- oder Sozialwissen schaf -
ten bzw. des Wirtschaftsingenieurwesens sowie eine mindestens einjährige
einschlägige Berufstätigkeit vor dem Studium.

(2) Eine Berufstätigkeit ist dann als einschlägig zu betrachten, wenn die
be ruflichen rechtsnahen Erfahrungen eine Vertiefung in Richtung der Ziel -
setzung dieses Studiengangs im Sinne der Präambel nahe legen.

(3) In begründeten Ausnahmefällen können auch Hochschulabschlüsse in
anderen Studiengängen vom Präsidenten/von der Präsidentin des Juristi -
schen Prüfungsamtes als gleichwertig anerkannt werden, wenn dort gleich -
falls Einschlägigkeit im Sinne von Abs 2 vorliegt.

(4) Von der Zulassung ausgenommen ist, wer bereits ein rechtswissen-
schaftliches Studium in der Bundesrepublik Deutschland oder den
Bachelor-Studiengang „Wirtschaft und Recht“ an der Universität des Saar -
landes oder ein gleichartiges Studium erfolgreich abgeschlossen hat. Über
die Gleichartigkeit entscheidet der Prüfungsausschuss.
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(3) Der Studiengang erfordert einen Studienaufwand von insgesamt 1.800
Stunden; der wöchentliche Zeitaufwand für die Erbringung von Studien-
und Prüfungsleistun gen beträgt durchschnittlich achtzehn Stunden. 

§ 5

(1) Für die erfolgreich erbrachten Studien- und Prüfungsleistungen werden
Leis tungspunkte (Credit Points – CP) nach dem European Credit Transfer
System (ECTS) vergeben. Sie entsprechen dem Zeitaufwand, der in der
Regel für das Stu dium der Fernlehrtexte oder den Besuch der Lehrver -
anstaltung, die Vor- und Nach bereitung des Lehrstoffes und die Erbringung
der Studien- und Prüfungsleistungen erforderlich ist. Die Leistungspunkte
werden für das erfolgreiche Erbringen der Stu dien- und Prüfungs leistun -
gen unabhängig von den hierbei erreichten Bewertungen vergeben. 

(2) Im gesamten Studium sind 60 Leistungspunkte zu erlangen; ein
Leistungs punkt entspricht einem Studienaufwand von 30 Stunden.

(3) Die nach dem Studienplan vorgesehenen Studien- und Prüfungs leis -
tungen (Ein sendeaufgaben, Klausuren, Hausarbeit sowie die Master -
arbeit) sind jeweils bis zum Semesterende zu erbringen. 

(4) Erfolgreich ist die Bearbeitung von Einsendeaufgaben eines Kurses,
wenn der/die Studierende einen ernsthaften Bearbeitungsversuch sämt -
licher Einsendeaufgaben dieses Kurses unternommen und mindestens die
Hälfte dieser Aufgaben bestanden hat. 

(5) Die Bearbeitungszeit für die Klausuren beträgt wenigstens zwei und
höchstens vier Stunden. 

§ 6

Bei der Feststellung der Studienzeiten, die für die Erbringung von Studien -
leistungen oder die Einhaltung einer für die Meldung oder Ablegung einer
Prüfung oder ihrer Wiederholung vorgeschriebenen Frist maßgeblich ist,
werden Verlängerungen und Unterbrechungen von Studienzeiten nicht
berücksichtigt, soweit sie 

1. durch die Mitwirkung in gesetzlichen oder satzungsmäßig vorgesehe-
nen Gremien der Hochschule, einer Studierendenschaft oder eines
Studentenwerks, 

2. durch Krankheit, eine Behinderung oder andere von der oder dem
Studierenden nicht zu vertretende Gründe, 

3. durch Schwangerschaft, die Erziehung eines minderjährigen Kindes
oder die Betreuung pflegebedürftiger Angehöriger bedingt waren; im
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1. Semester 

- Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Einführung in das juristische
Denken und Arbeiten (1 CP) 

- Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Begründung von Rechten und
Pflichten durch Rechtsgeschäft (2 CP) 

- Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Abwicklung und Störung von
Verträgen am Beispiel des Kaufvertrages (2 CP) 
Präsenzveranstaltung mit Klausur (4 CP) 

- Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Handels- und Gesellschafts -
recht (4 CP) 

- Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Grenzüberschreitende Ver träge
(2 CP) 

2. Semester 

- Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Individualarbeitsrecht (2 CP) 
Präsenzver anstaltung mit Klausur (4 CP) 

- Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Kollektivarbeitsrecht (2 CP) 

- Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Kredit und Kreditsicherung
(2 CP) 

- Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Wirtschaftsverwaltungsrecht
(2 CP) 

- Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Steuerrecht (2 CP) 

3. Semester 

- Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Wirtschaftsrecht (2 CP) 

- Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Internetrecht (2 CP) 

- Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Wirtschaftsstraf- und -ordnungs-
widrigkei tenrecht (2 CP) 

- Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): „Was kann wie geschützt wer-
den?“ (2 CP) 

- Fernlehrkurs (mit Einsendeaufgaben): Der Unternehmer als Mandant
bei wirt schaftsrechtlichen Gestaltungen und Streitigkeiten (2 CP) 

- Hausarbeit zu den Themen des dritten Studiensemesters mit Prä -
senzveranstal tung (5 CP) 

4. Semester 

- Anfertigung der Masterarbeit (15 CP) 

- Präsenzveranstaltung mit Vorbereitung auf die Masterarbeit – (1 CP) 
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2. ein Vertreter/eine Vertreterin der Gruppe der akademischen Mitarbei -
ter/Mitarbeiterinnen gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 2 UG, 

3. ein Vertreter/eine Vertreterin der Gruppe der Studierenden gemäß
§ 13 Abs. 1 Nr. 3 UG. 

Das Mitglied aus der Gruppe der Studierenden hat nur beratende Stimme,
wenn Fra gen zur Entscheidung anstehen, welche die Bewertung der
Master-Prüfung sowie die Entscheidung über die Gleichartigkeit von
Studien und die Gleichwertigkeit von Stu dien- und Prüfungsleistungen,
Studienzeiten und Masterprüfungen an anderen Hochschulen berühren.
Die Mitglieder werden durch einen persönlichen Stellvertre ter/eine persön-
liche Stellvertreterin vertreten. Die Mitglieder und deren Stellvertre ter/Stell -
vertreterinnen werden vom Fakultätsrat der Rechts- und Wirtschafts wis -
sen  schaftlichen Fakultät für die Dauer von zwei Jahren gewählt. Scheidet
ein Mitglied oder ein stellvertretendes Mitglied vorzeitig aus, ist für den
Rest der Amtszeit eine Ersatzwahl vorzunehmen. Eine Wiederwahl der
Mitglieder sowie der stellvertreten den und der zugewählten Mitglieder ist
zulässig.

(3) Der Prüfungsausschuss wählt aus dem Kreis seiner Mitglieder nach
Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 seinen Vorsitzenden/seine Vorsitzende und
dessen/deren Stell vertreter/Stellvertreterin.

(4) Dem Prüfungsausschuss obliegt es, die Einhaltung der Bestimmungen
dieser Prüfungsordnung zu überwachen. Er kann die ihm zugewiesenen
Aufgaben allge mein oder im Einzelfall auf den Vorsitzenden/die Vor -
sitzende oder auf den Präsi denten/die Präsidentin des Juristischen Prü -
fungs amtes übertragen, soweit in dieser Ordnung nichts anderes geregelt
ist.

(5) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn seine Mitglieder ord-
nungsge mäß geladen sind und die Mehrheit der stimmberechtigten Mit -
glieder anwesend ist. Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht
öffentlich. Entscheidungen wer den mit der Mehrheit der anwesenden Mit -
glieder getroffen; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des/der Vorsitzen -
den den Ausschlag. Die Mitglieder und stellvertre tenden Mitglieder sind zur
Verschwiegenheit gemäß § 12 Abs. 3 UG und den Be stimmungen der
Grundordnung der Universität des Saarlandes verpflichtet. 

§ 9

(1) Zu Prüfern/Prüferinnen können die in der Abteilung Rechtswissenschaft
der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität des
Saarlandes tätigen Professoren/Professorinnen im Beamten- und Ange -
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Falle der Nummer 3 ist mindestens die Inanspruchnahme der Fristen
entsprechend den §§ 3, 4, 6 und 8 des Mutterschutzgesetzes sowie
entsprechend den Fristen des Bundeserziehungsgeset zes über die
Elternzeit zu ermöglichen. Unberücksichtigt bleibt ferner ein ordnungs -
gemäßes einschlägiges Auslandsstudium von bis zu zwei Semestern.
Die Nachweise nach den Sätzen 1 und 2 obliegen der oder dem
Studierenden. 

2. Abschnitt: Prüfungsordnung

§ 7

(1) Die Abteilung Rechtswissenschaft der Rechts- und Wirtschaftswissen -
schaft lichen Fakultät der Universität des Saarlandes bietet Gelegenheit,
die Prüfung für den be rufsqualifizierenden Abschluss des weiterbildenden
Master-Fernstudiengangs „Wirt schaftsrecht für die Unternehmenspraxis“
abzulegen. Sie dient der Feststellung, ob der Bewerber/die Bewerberin die
Fähigkeit zu wissenschaftlichem Arbeiten sowie die Kenntnis vertiefter
Grundlagen und wesentlicher Forschungsergebnisse auf dem Ge biet des
Wirtschaftsrechts besitzt und aufgrund der gesteigerten Anwendungsorien -
tiertheit des Studiengangs in der Lage ist, Rechtsprobleme in der unter-
nehmerischen Praxis mit Verständnis zu erfassen und zu beurteilen. 

(2) Die Masterprüfung umfasst die während des Studiums erbrachten Prü -
fungsleis tungen sowie die Masterarbeit. 

(3) Aufgrund der bestandenen Masterprüfung wird der akademische Grad
„Master in Commercial Law – LL.M. (Com.)“ – verliehen. 

§ 8

(1) Die Durchführung der Masterprüfung obliegt dem im Dekanat der
Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität des
Saarlandes errichteten Ju ristischen Prüfungsamt. Bei dem Juristischen
Prü fungsamt wird hierfür ein Prüfungs ausschuss für die Masterprüfung im
Fernstudiengang „Wirtschaftsrecht für die Unter nehmenspraxis“ gebildet,
der durch die im Prüfungsamt tätigen Bediensteten organi satorisch unter-
stützt wird. 

(2) Dem Prüfungsausschuss gehören an: 

1. drei Vertreter/Vertreterinnen der Gruppe der Hochschulleh rer/Hoch -
schullehrerinnen gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 1 UG, 
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Master-Studiengang oder gleichwertige Prüfungsleistungen und prü-
fungsrelevante Studienleistungen in ei nem anderen Studiengang an
einer Universität oder gleichgestellten Hochschule in Deutschland
ohne Erfolg erbracht hat sowie ob der Bewerber/die Bewerberin in
einem gleichwertigen Studiengang an einer anderen Universität oder
gleichge stellten Hochschule sich in einem Prüfungsverfahren befindet
oder den Prüfungs anspruch verloren hat. 

(5) Die erforderlichen Nachweise sind spätestens sechs Wochen vor dem
Ende des vierten Semesters vorzulegen. Falls die erforderlichen Unter -
lagen unverschuldet nicht vorgelegt werden können, kann der Nachweis
ihres Inhalts auf andere Weise erbracht werden. 

(6) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss; er kann die
Entschei dung dem Präsidenten/der Präsidentin des Juristischen Prüfungs -
amtes übertragen. Die Zulassung ist zu versagen, wenn 

1. die in dieser Ordnung genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind, 

2. der Bewerber/die Bewerberin Prüfungsleistungen und prüfungsre -
levante Studien leistungen im Master-Studiengang oder gleichwertige
Prüfungsleistungen und prüfungsrelevante Studienleistungen in einem
anderen Studiengang an einer Universität oder gleichgestellten Hoch -
schule in Deutschland endgültig nicht be standen und damit den Prü -
fungsanspruch verloren hat oder 

3. der Bewerber/die Bewerberin sich in einem gleichwertigen Studien -
gang an einer anderen Universität oder gleichgestellten Hochschule in
einem Prüfungsverfahren befindet. 

§ 11

(1) Über die Gleichwertigkeit von Studien- und Prüfungsleistungen,
Studien zeiten und Masterprüfungen an anderen Hochschulen entscheidet
der Präsident/die Präsi dentin des Juristischen Prüfungsamtes. 

(2) Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen an anderen deutschen
Universi täten oder gleich gestellten Hochschulen in denselben Fächern
werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung anerkannt. Darüber hinaus können
Teilprüfungen der Mas terprüfung oder anderer Prüfungen auf Antrag des
Bewerbers/der Bewerberin aner kannt werden, soweit die Gleichwertigkeit
festgestellt ist. Im Übrigen ist Gleichwertig keit festzustellen, wenn Studien -
zeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und Anforde -
rungen denjenigen des betreffenden Faches an der Universität des Saar -
landes im Wesentlichen entsprechen. 
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stelltenverhältnis, Privat dozenten/Privatdozentinnen und außerplanmäßi-
gen Professoren/Professorinnen, Honorarprofessoren/Honorarprofes -
sorin nen, Wissenschaftlichen Assisten ten/Assistentinnen, Oberassisten -
ten/Ober assistentinnen und Hochschuldozen ten/Hochschuldozentinnen
bestellt werden; in begründeten Fällen können auch Lehrbeauftragte der
Abteilung Rechtswissenschaft der Rechts- und Wirtschaftswis sen schaft -
lichen Fakultät der Universität des Saarlandes für den Bereich ihres Lehr -
auftrags bestimmt werden. 

(2) Die Prüfer/Prüferinnen sind in ihren Entscheidungen unabhängig.

§ 10

(1) Zur Masterprüfung wird auf Antrag zugelassen, wer das ordnungs-
gemäße Stu dium des Master-Studiengangs nachweist.

(2) Das ordnungsgemäße Studium besteht aus einem viersemestrigen
Studium (§ 4 Abs. 2) und schließt die Teilnahme an einer Präsenzphase in
jedem Semester ein. 

(3) Der Antrag auf Zulassung zur Masterprüfung ist zusammen mit der
Anmeldung zur Präsenzveranstaltung des vierten Semesters schriftlich bei
dem Juristischen Prüfungsamt bis zu dem von ihm bekannt gegebenen
Termin einzureichen. Die er forderlichen Antragsformulare und die Mittei -
lung über die Frist zur Antragstellung werden den Studierenden unaufge-
fordert rechtzeitig vom Juristischen Prüfungsamt zugesandt. 

(4) Dem Antrag auf Zulassung zur Master-Prüfung sind folgende Nach -
weise beizufü gen, sofern sie nicht bereits dem Juristischen Prüfungsamt
vorliegen: 

1. Bescheinigung über die Einschreibung an der Universität des Saar -
landes für das ordnungsgemäße Studium und Belege über die Ent -
richtung des Studenten schaftsbeitrags an der Technischen Universität
Kaiserslautern; 

2. Zeugnis über 31 Leistungspunkte durch die erfolgreiche Bearbeitung
von Einsende aufgaben oder die erfolgreiche Teilnahme an netzbasier -
ten Lehrveran staltungen während der ersten drei Semester; 

3. Zeugnisse über die erfolgreiche Teilnahme an den Präsenzphasen in
den ersten drei Semestern und die erfolgreiche Bearbeitung der
Klausuren; 

4. Zeugnis über die erfolgreiche Bearbeitung der Hausarbeit;

5. Erklärung darüber, ob und ggf. wie oft der Bewerber/die Bewerberin
Prüfungsleis tungen und prüfungsrelevante Studienleistungen im
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1 = sehr gut = eine hervorragende Leistung;

2 = gut = eine Leistung, die erheblich über den durch-
schnittli chen Anforderungen liegt;

3 = befriedigend = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforde -
rungen entspricht

4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den
Anforderungen genügt;

5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel
den Anforderungen nicht mehr genügt.

Zur differenzierten Bewertung der Leistungen können Zwischennoten
durch Erhöhen oder Erniedrigen der einzelnen Noten um 0,3 gebildet wer-
den; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind hierbei ausgeschlossen. 

(4) Wird die Masterarbeit von den Prüfern/ Prüferinnen unterschiedlich
bewertet, so errechnet sich die Note für diese Arbeit als arithmetischer
Mittelwert der vorgeschla genen Noten. Der Mittelwert wird erforderlichen-
falls zur nächsten besseren (Zwi schenwert-)Note auf eine Stelle nach dem
Komma abgerundet. 

(5) Eine Prüfung ist nicht bestanden und eine studienrelevante Prüfungs -
leistung ist nicht erfolgreich erbracht, wenn die Note schlechter als 4,0 ist. 

(6) Zur Ermittlung der Gesamtnote der Masterprüfung wird das arithmeti-
sche Mittel der Noten der Klausuren der ersten beiden Semester sowie der
Hausarbeit und der Masterarbeit gebildet. Die Note der Masterarbeit wird
dabei zweifach, alle anderen Noten werden einfach gewichtet. Bei der Bil -
dung der Gesamtnote wird nur die erste Dezimalstelle nach dem Komma
berücksichtigt; eine Rundung findet nicht statt. Die Gesamtnote lautet 

bei einem Durchschnitt bis 1,5 =  sehr gut

bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 =  gut

bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 =  befriedigend

bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 =  ausreichend 

bei einem Durchschnitt über 4,0 =  nicht ausreichend

Bei einem Notendurchschnitt über 1,3 wird das Ge samturteil „mit Aus -
zeichnung be standen“ erteilt. 

(7) Bei Prüfungsleistungen von Studierenden mit Behinderung sind deren
besondere Belange zur Wahrung ihrer Chancengleichheit zu berücksich -
tigen. Bei körperlichen Behinderungen, die sich auf die Prüfungsleistungen
auswirken können, kann der Präsident/die Präsidentin des Juristischen
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(3) Bei der Anerkennung von Studienzeiten an ausländischen Hochschulen
sowie dort erbrachten Studien- und Prüfungsleistungen sind die von der
Kultusminister konferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten
Äquivalenzvereinbarun gen sowie Absprachen im Rahmen von Hochschul -
part ner schaften zu beachten. 

(4) Für Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in staatlich aner-
kannten Fernstudien gelten die Absätze 2 und 3 entsprechend. 

(5) Die Anerkennung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen,
für die Leistungspunkte nach dem European Credit Transfer System
(ECTS) vergeben wer den, erfolgt von Amts wegen. Hierzu haben die
Studie renden dem Juristischen Prü fungsamt Bestätigungen vorzulegen,
aus denen sich die Anzahl der Leistungspunkte, die Bewertungen und die
Zeitpunkte sämtlicher Prüfungsleistungen in einem anderen Studiengang
oder an einer anderen Hochschule ergeben. Die Bestätigungen müssen
von denjenigen Hochschulen ausgestellt sein, von denen die Leistungs -
punkte verge ben wurden. Aus den Bestätigungen muss auch ersichtlich
sein, welche Studien- und Prüfungsleistungen nicht bestanden oder erst
nach Wiederholung bestanden wur den. 

(6) Soweit Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt wer-
den, die nicht mit Leistungspunkten versehen sind, sind entsprechende
Äquivalente zu er rechnen und in den Unterlagen des/der Studierenden zu
vermerken. 

(7) Durch die Anerkennung von Leistungen dürfen insgesamt nicht mehr
als 15 Leistungspunkte während des gesamten Studiums erlangt werden.

§ 12

(1) Für die Masterprüfung werden neben dem Ergebnis der Masterarbeit
auch die Ergebnisse der beiden Klausuren aus dem ersten und zweiten
Semester sowie das Ergebnis der Hausarbeit herangezogen. Die Noten
dieser Klausuren und die Note der Hausarbeit gehen in die Berechnung
der Gesamtnote ein. 

(2) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn die Masterarbeit mit minde-
stens der Note 4,0 bewertet wurde und der Bewerber/die Bewerberin
60 Leistungspunkte erworben hat. 

(3) Für die Bewertung der Prüfungsleistung und der prüfungsrelevanten
Studienleis tungen (Klausuren in den ersten beiden Semestern, Haus -
arbeit) werden folgende Noten verwendet: 
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(5) Auf begründeten Antrag kann der Prüfungsausschuss im Einzelfall die
Bearbei tungszeit ausnahmsweise um höchstens einen Monat verlängern.
Der Antrag auf Verlängerung muss spätestens einen Monat vor dem Ende
der Bearbeitungszeit nach Absatz 4 Satz 1 bei dem Juristischen Prüfungs -
amt eingegangen sein. 

(6) Muss die Bearbeitung der Masterarbeit wegen Krankheit oder aus
anderen Grün den, die der Prüfling nicht zu vertreten hat, um mehr als eine
Woche unterbrochen werden, so ruht die Frist zur Bearbeitung während
dieser Unterbrechung. Der Grund für die Unterbrechung ist von dem Prüf -
ling unverzüglich dem Juristischen Prüfungs amt nachzuweisen, im Krank -
heitsfall durch amtsärztliches Attest. Auf Antrag an das Juristische Prü -
fungs amt werden die Inanspruchnahme der gesetzlichen Mutter schutz fris -
ten, der Elternzeit und die Erfüllung von Familienpflichten berück sichtigt. 

(7) Der Prüfling kann das Thema der Masterarbeit nur einmal und nur
innerhalb der ersten sechs Wochen der Bearbeitungszeit zurückgeben. Im
Falle der fristgerechten Rückgabe muss innerhalb von vier Wochen nach
Rückgabe ein neues Thema bean tragt werden; mit der Ausgabe des zwei-
ten Themas beginnt erneut die Bearbeitungs zeit nach Absatz 4 Satz 1. 

(8) Die Masterarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit zugelassen
werden, wenn der als Prüfungsleistung zu bewertende Beitrag der einzel-
nen Prüflinge auf grund der Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder
anderen objektiven Kriterien, die eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen,
deutlich unterscheidbar und bewertbar ist. 

(9) Bei der Abgabe der Masterarbeit hat der Prüfling zu versichern, dass er
die Arbeit – bei einer Gruppenarbeit gemäß Absatz 8 seinen entsprechend
gekennzeichneten Teil der Arbeit – selbstständig verfasst und keine ande-
ren als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt hat und dass er
weder diese Arbeit noch Teile davon bereits an anderer Stelle zu Prüfungs -
zwecken eingereicht hat.

(10) Die Masterarbeit ist bis zum Ende der Bearbeitungszeit bei dem Juris -
tischen Prüfungsamt in zwei Druckexemplaren und einer digitalen Fassung
(RTF-Format) abzugeben; bei Einsendung durch die Post ist die Frist
gewahrt, wenn der Poststempel das Datum des letzten Tages der Bearbei -
tungs zeit trägt. Der Zeitpunkt der Abgabe ist aktenkundig zu machen. 

(11) Die Masterarbeit ist von zwei Prüfern/Prüferinnen zu bewerten, die mit
ihrem Einverständnis von dem Präsidenten/der Präsidentin des Juristi -
schen Prüfungsamtes bestellt werden; der Betreuer/die Betreuerin der
Masterarbeit soll Erstprü fer/Erstprüferin sein. Einer der Prüfer/Prüferinnen
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Prüfungsamtes auf schriftlichen Antrag die Bearbeitungszeiten verlängern,
Ruhepausen, die nicht auf die Bearbeitungszeit an gerechnet werden, oder
sonstige der Behinderung angemessene Erleichterungen gewähren; in be -
sonders gelagerten Einzelfällen kann die Erbringung gleichwertiger Prü -
fungsleistungen in anderer Form gestattet werden. Die Beeinträchtigung
ist dar zulegen und durch amtsärztliches Zeugnis, das die für die Behinde -
rung nötigen me dizinischen Befundtatsachen enthält, nachzuweisen. 

§ 13

Die Bearbeitungszeit für die Hausarbeit beträgt nach Festlegung durch den
Aufga bensteller/die Aufgabenstellerin mindestens vier und höchstens
sechs Wochen.

§ 14

(1) Die Masterarbeit soll zeigen, dass der Prüfling in der Lage ist, ein wirt-
schafts rechtliches Thema oder Projekt innerhalb begrenzter Zeit unter Be -
rücksichtigung der während des Studiums gewonnenen theoretischen Er -
kenntnisse unter Anwendung wissenschaftlicher Methoden zu bearbeiten,
wissenschaftlich fundiert zu reflektieren und die Ergebnisse sachgerecht
darzustellen. 

(2) Das Thema der Masterarbeit wird auf Antrag des Prüflings von dem
Präsiden ten/der Präsidentin des Juristischen Prüfungsamtes im Einver -
nehmen mit dem betreuenden Prüfer/der betreuenden Prüferin vergeben.
Dem Prüfling ist Gelegenheit zu geben, für das Thema der Masterarbeit
Vorschläge zu machen. Das Juristische Prüfungsamt verschickt unaufge-
fordert rechtzeitig die erforderlichen Formulare. Soll die Masterarbeit in
einer Einrichtung außerhalb der Universität des Saarlandes oder der Tech -
nischen Universität Kaiserslautern durchgeführt werden, bedarf es hierzu
der Zustimmung des betreuenden Prüfers/der betreuenden Prüferin. 

(3) Die Masterarbeit ist nach der Zulassung des/der Studierenden zur
Master prüfung im vierten Semester studienbegleitend anzufertigen. Dem
Prüfling werden vom Juris tischen Prüfungsamt schriftlich das Thema der
Masterarbeit sowie der Ausgabe- und der Abgabezeitpunkt bekannt gege-
ben. Der Zeitpunkt der Ausgabe ist aktenkundig zu machen. 

(4) Die Zeit von der Ausgabe des Themas bis zur Abgabe der Masterarbeit
(Bear beitungszeit) beträgt drei Monate. Thema, Aufgabenstellung und Um -
fang der Mas terarbeit sind so zu begrenzen, dass die Bearbeitungszeit
eingehalten werden kann. Der Umfang der Masterarbeit soll 60 Seiten
(einschließlich Gliederung und Literatur verzeichnis) nicht überschreiten. 
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(3) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe
sowie die voraussichtliche Dauer ihres Vorliegens sind unverzüglich
schrift lich bei dem Juristi schen Prüfungsamt geltend zu machen und nach-
zuweisen, im Falle der Verhinde rung wegen Krankheit durch amtsärzt -
liches Zeugnis, das genügend bestimmte An gaben zum Umfang und zur
voraussichtlichen Dauer der durch die Krankheit be wirkten Beeinträch -
tigung des Prüflings enthalten muss. Der Krankheit des Prüflings steht die
Krankheit eines von ihm überwiegend allein zu versorgenden Kindes
gleich. Werden die Rücktritts- oder Säumnisgründe anerkannt, kann der
Prüf ling die Fortfüh rung der Prüfung beantragen; bereits vorliegende Prü -
fungsergebnisse bleiben er halten. 

(4) Versucht der Prüfling, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch
Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen,
gilt die betreffende Prüfungsleistung als nicht bestanden (5,0). Ein Prüfling,
der den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von dem jewei-
ligen Aufsichtsführenden nach voran gegangener Verwarnung von der Fort -
setzung der Prüfung ausgeschlossen werden; in diesem Falle gilt die zu
erbringende Prüfungsleistung als nicht bestanden (5,0). In schwerwiegen-
den Fällen kann der Prüfungsausschuss den Prüfling von der Erbrin gung
weiterer Prüfungsleistungen ausschließen. 

(5) Für den Prüfling nachteilige Entscheidungen nach den Absätzen 3 und
4 sind ihm unverzüglich schriftlich bekannt zu geben, zu begründen und
mit einer Rechtsbe helfsbelehrung zu versehen. 

(6) Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 gelten auch für die Anfertigung
der Klau suren in Präsenzveranstaltungen der ersten drei Semester. 

§ 18

(1) Ist die Masterprüfung bestanden, erhält der Absolvent/die Absolventin
innerhalb eines Monats ein Zeugnis, das die Note der Masterarbeit, der
Hausarbeit und der zwei studienbegleitenden Klausuren sowie die Ge -
samt note der Masterprüfung ent hält. In das Zeugnis wird auch das Thema
der Masterarbeit aufgenommen. Ebenso werden alle Veranstaltungen des
Fernstudiengangs genannt, in denen die erfolgrei che Teilnahme nachge-
wiesen wurde. Auf Antrag des Absolventen/der Absolventin ist die bis zur
Beendigung der Masterprüfung benötigte Fachstudiendauer in das Zeug -
nis aufzunehmen. 

(2) Als Datum des Zeugnisses ist der Tag einzutragen, an dem die letzte
Prüfungs leistung erbracht wurde. Das Zeugnis wird von dem Präsidenten/
der Präsidentin des Juristischen Prüfungsamtes unterschrieben und mit
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soll Hochschulleh rer/Hochschullehrerin sein. Das Bewertungsverfahren
soll sechs Wochen nicht über schreiten. 

§ 15

(1) Jeweils unverzüglich nach der Bewertung der Klausuren, der Haus -
arbeit und der Masterarbeit werden den Bearbeitern/Bearbeiterinnen die
Ergebnisse mitgeteilt. 

(2) Dem Bearbeiter/der Bearbeiterin wird auf Antrag Einsicht in seine/ihre
Prüfungs leistung und die Gründe für die Bewertung gewährt. Der Antrag ist
innerhalb eines Monats nach der Bekanntgabe des Ergebnisses bei dem
Juristischen Prüfungsamt zu stellen, das Ort und Zeit der Einsichtnahme
bestimmt. 

§ 16

(1) Jede Einsendeaufgabe, die nicht bestanden wurde, oder jede Prü -
fungsleistung, die mit einer schlechteren Note als „ausreichend“ (4,0)
bewertet wurde oder als nicht bestanden gilt, kann zweimal wiederholt wer-
den. Nicht erfolgreich erbrachte gleich wertige Prüfungsleistungen an einer
anderen Universität oder gleichgestellten Hoch schule in Deutschland wer-
den als nicht erbrachte Leistung nach dieser Ordnung an gesehen. Be stan -
dene Einsendeaufgaben oder erfolgreich erbrachte Prüfungsleis tungen
können nicht wiederholt werden. 

(2) Wiederholungsprüfungen sind innerhalb von drei Monaten, ausnahms-
weise mit Zustimmung des Präsidenten/der Präsidentin des Juristischen
Prüfungsamtes spä testens innerhalb von sechs Monaten nach der voran-
gegangenen Prüfung abzule gen. Ist die Masterarbeit nicht bestanden, ist
deren Wiederholung innerhalb von sechs Wochen nach der Bekanntgabe
des Nichtbestehens zu beantragen. Bei Ver säumung der Wiederholungs -
frist gilt eine Wiederholungsprüfung als nicht bestanden. 

§ 17

(1) Ein Prüfling kann von einer Prüfung einmal ohne Angabe von Gründen
zurück treten, wenn er seinen Rücktritt dem Juristischen Prüfungsamt per-
sönlich oder schriftlich eine Woche vor dem Prüfungstermin mitteilt. Bei
schriftlicher Mitteilung ist die Frist gewahrt, wenn der Poststempel das
Datum des letzten Tages der Frist trägt. 

(2) Eine Prüfungsleistung gilt als nicht bestanden (5,0), wenn der Prüfling
einen Prü fungstermin versäumt oder wenn er ohne triftigen Grund nach
Beginn der Prüfung von der Prüfung zurücktritt oder die Masterarbeit nicht
innerhalb der Bearbeitungszeit abgibt. 
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dem Siegel der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der
Universität des Saarlandes versehen. 

(3) Gleichzeitig mit dem Zeugnis der Masterprüfung wird dem Absolventen/
der Ab solventin eine Urkunde über die Verleihung des akademischen
Grades eines „Master in Commercial Law – LL.M. (Com.)“ mit dem Datum
des Zeugnisses ausgehändigt, die die Gesamtnote der Masterprüfung ent-
hält. Die Urkunde wird von dem Dekan/der Dekanin der Rechts- und
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität des Saarlandes
unter zeichnet und mit dem Fakultätssiegel versehen. Mit der Urkunde wird
dem Absolventen/der Absolventin der Grad eines „Master in Commercial
Law – LL.M. (Com.)“ verliehen. 

(4) Mit dem Zeugnis erhält der Absolvent/die Absolventin ein Diploma Sup -
plement in deutscher und englischer Sprache. In das Diploma Supplement
werden die im Zeug nis aufgeführten Noten ergänzt um eine European
Credit Transfer System (ECTS)-Note aufgenommen, die über das Ab -
schnei den des Prüflings im Verhältnis zu den anderen Studierenden des
jeweiligen Studienjahres Auskunft gibt. Diese Benotung lautet wie folgt: 

A für die besten 10 % der Studierenden, 

B für die nächsten 25 % der Studierenden, 

C für die nächsten 30 % der Studierenden, 

D für die nächsten 25 % der Studierenden, 

E für die nächsten 10 % der Studierenden. 

(5) Auf Antrag des Absolventen/der Absolventin können Zeugnis und
Urkunde in englischer Sprache ausgefertigt werden. 

§ 19

(1) Hatte der Absolvent/die Absolventin bei einer Prüfungsleistung oder
prüfungsrele vanten Studienleistung getäuscht und wird diese Tatsache
erst nach der Aushändi gung des Zeugnisses bekannt, so kann der Prü -
fungs aus schuss nachträglich die Noten für diejenigen Prüfungsleistungen
oder prüfungsrelevanten Studienleistungen, bei deren Erbringung der Ab -
solvent/die Absolventin getäuscht hatte, berichtigen und die Prüfung ganz
oder teilweise für nicht bestanden (5,0) erklären. 

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zur Prüfung nicht erfüllt,
ohne dass der Absolvent/die Absolventin hierüber hatte täuschen wollen,
und wird diese Tatsa che erst nach der Aushändigung des Zeugnisses
bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der Prüfung geheilt.
Hatte der Absolvent/die Absolventin die Zulassung zur Prüfung vorsätzlich
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zu Unrecht erwirkt, so entscheidet der Prüfungs ausschuss nach den ent-
sprechend anzuwendenden Regelungen in § 48 SVwVfG über die Rück -
nahme der Prüfungsentscheidung. 

(3) Dem Absolventen/der Absolventin ist vor einer Entscheidung des Prü -
fungsaus schusses Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 

(4) Ein unrichtiges Prüfungszeugnis, eine unrichtige Bescheinigung oder
eine unrich tige Master-Urkunde sowie ein unrichtiges Diploma Supplement
sind einzuziehen und erforderlichenfalls berichtigt neu zu erteilen. 

(5) Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach fünf
Jahren seit dem Erbringen der letzten Prüfungsleistung ausgeschlossen. 

§ 20

(1) Nach Abschluss des Prüfungsverfahrens kann der Prüfling auf seinen
Antrag die vollständigen Prüfungsakten einsehen.

(2) Gegen die Entscheidung über das Ergebnis der Prüfung findet das
Wider spruchsverfahren gemäß § 68 VwGO statt. Über den Widerspruch
entscheidet der Prüfungsausschuss, im Fall von Einwänden gegen die Be -
wertung einzelner Prü fungsleistungen auf der Grundlage einzuholender
Stel lungnahmen der am Zustande kommen der Bewertung beteiligten
Prüfer/Prüferinnen.

3. Abschnitt: Schlussbestimmung

§ 21

(1) Diese Ordnung tritt am 1. Oktober 2008 in Kraft. Sie gilt nicht für dieje-
nigen Studie renden, die ihr Studium vor dem 1. Oktober 2008 begonnen
haben.

(2) Nach In-Kraft-Treten dieser Ordnung kann der nach der Studien- und
Prüfungsordnung vom 15. Dezember 2005 (Dienstblatt 2006 Nr. 11, S.
112) verliehene Titel „Master of Laws (Wirtschaft)“ – abgekürzt: „LL.M.
(Oec.)“ – in den Titel „Master in Commercial Law“ – abgekürzt: „LL.M.
(Com)“ – umgeschrieben werden.

Saarbrücken, 2.Juni 2008

Der Universitätspräsident
Univ.-Prof. Dr. Volker Linneweber


